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A 

Der federführende Ausschuss für Fragen der Europäischen Union (EU), 

der Finanzausschuss (Fz), 

der Ausschuss für Kulturfragen (K) und 

der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (U) 

empfehlen dem Bundesrat, zu der Vorlage gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG wie folgt 
Stellung zu nehmen: 

1. Der Bundesrat ist der Auffassung, dass Nuklearforschung auch in Zukunft uner-
lässlich sein wird. Dies gilt insbesondere für den Bereich medizinischer und 
technischer Anwendungen (etwa Materialforschung). Dabei ist jedoch erforder-
lich, die geltenden Sicherheitsstandards fortlaufend weiterzuentwickeln. 
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2. In dem "Europäischen Strategieplan für Energietechnologie (SET-Plan) - Der 
Weg zu einer kohlenstoffemissionsarmen Zukunft" vom 22. November 2007 
(KOM(2007) 723) werden zahlreiche Maßnahmen beschrieben, um in der 
Energiepolitik den Herausforderungen des Klimawandels, der Energieversor-
gungssicherheit und der Wettbewerbsfähigkeit gerecht zu werden. Dabei wer-
den sowohl die Kernspaltung als auch die Kernfusion im SET-Plan als Energie-
technologien genannt, die Europa aufrechterhalten, entwickeln und anwenden 
muss, um seine kurz- und längerfristigen energiepolitischen Ziele zu erreichen. 
Der Bundesrat ist der Auffassung, dass im Lichte der Erfahrungen aus der Ka-
tastrophe im japanischen Atomkraftwerk Fukushima auf europäischer Ebene ein 
schneller Ausstieg aus der Kernspaltung als Energietechnologie angestrebt wer-
den muss. 
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3. Der Bundesrat fordert die Bundesregierung dazu auf, sich auf europäischer 
Ebene dafür einzusetzen, dass der SET-Plan sofort und grundlegend mit der 
Zielrichtung überarbeitet wird, einen Ausstieg aus der Atomenergie zu be-
schleunigen und den entsprechenden Ausbau Erneuerbarer Energien voranzu-
treiben. 
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4. Der Bundesrat fordert die Bundesregierung auf, im Rahmen der grundlegenden 
Überarbeitung des SET-Plans einen breiten nationalen und europäischen Dis-
kurs über die Beendigung der Nutzung der Kernenergie zu befördern. 
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5. In Anbetracht der bevorstehenden finanziellen Herausforderungen beim Ausbau 
der Erneuerbaren Energien bewertet der Bundesrat die Kostensteigerung bei der 
Entwicklung des "Internationalen Thermonuklearen Experimental Reaktors" 
(ITER) äußerst kritisch. Für die kurz- und mittelfristig zu bewältigende Ener-
giewende stellt das ITER-Projekt keine in absehbarerer Zeit verfügbare Alterna-
tive dar. 
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Der Bundesrat spricht sich deswegen für eine verbindliche Kostendeckelung 
aus, damit weitere Kostensteigerungen nicht zu Lasten wichtiger Zukunftsin-
vestitionen aus den nationalen und europäischen Forschungsetats führen. 
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6. Der Bundesrat stellt fest, dass eine endgültige Entscheidung über die Finanzie-
rung der Kostensteigerung des ITER-Projekts bislang noch nicht getroffen wur-
de. Er bedauert, dass eine Einigung im Rahmen des Aufstellungsverfahrens zum 
Haushalt 2011 nicht erfolgt ist.  
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7. Die Kommission hat in dem vorliegenden Beschlussvorschlag keinen hinrei-
chenden Finanzierungsvorschlag vorgelegt. Die Erwähnung, dass eine Um-
schichtung aus anderen Rubriken erfolgen soll, ohne diese genau anzugeben, 
hält der Bundesrat für nicht ausreichend. Die Höhe der geplanten Umschichtun-
gen zwischen den  Rubriken sieht der Bundesrat äußerst kritisch. 
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8. Der Bundesrat bekräftigt seine Auffassung, wonach zusätzliche Ausgaben vor-
rangig durch interne Mittelumschichtung zu finanzieren sind. Nicht verbrauchte 
Finanzmittel sollten an die Mitgliedstaaten erstattet werden (BR-Drucksache 
667/10 (Beschluss), Ziffer 38). 
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9. Angesichts der jüngsten Ereignisse in Fukushima/Japan und der Tatsache, dass 
bis zu einem möglichst raschen Übergang zu einer Energieversorgung weitge-
hend auf Grundlage regenerativer Energien weiter eine Energiegewinnung aus 
Kernspaltung zu erwarten ist, muss auch hinsichtlich des Einsatzes von For-
schungsmitteln eine deutliche Priorität auf die nukleare Sicherheitsforschung 
und auf die Forschung zur rückholbaren Tiefenlagerung von nuklearen Rest-
stoffen gelegt werden. 
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10. Der Bundesrat fordert die Bundesregierung auf, sich dafür einzusetzen, dass in 
Europa gemeinsame, verbindliche Sicherheitsstandards auf höchstem Niveau 
für alle Atomkraftwerke verpflichtend werden. Als Maßstab ist der Stand von 
Wissenschaft und Technik bei der Hochwasser- und Erdbebenauslegung sowie 
bei weiteren denkbaren externen Ereignissen (wie z. B. extreme Wetterbedin-
gungen auf Grund des Klimawandels, Flugzeugabsturz, Cyberangriff und Pan-
demie) heranzuziehen. Zu berücksichtigen ist dabei insbesondere auch die 
Kombinationswirkung unterschiedlicher Ereignisse. 
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11. Vor dem Hintergrund des anzustrebenden Ausstiegs aus der Atomenergie als 
Energietechnologie sollte das Rahmenprogramm der Europäischen Atomge-
meinschaft für Forschungs- und Ausbildungsmaßnahmen im Nuklearbereich 
(2012 bis 2013) keine Forschungsarbeiten zur Entwicklung von neuen Reaktor-
systemen zum Gegenstand haben. Die Förderung der Tätigkeiten der Gemein-
samen Forschungsstelle (JRC) sollte sich auf die Bereiche beschränken, die in 
engem Zusammenhang mit der sicheren und geordneten Beendigung der Kern-
energienutzung und damit verbunden mit der Erforschung der Sicherheit mögli-
cher Endlagerungsformationen stehen. Forschungsmittel, die für die Entwick-
lung neuer Reaktorsysteme und damit mittelbar für den Neubau oder die Erwei-
terung von Kernkraftwerken eingesetzt werden, sollten kurzfristig umgeschich-
tet für die Weiterentwicklung der nuklearen Sicherheit des Bestandes eingesetzt 
sowie für die Erforschung einer noch effizienteren Nutzung erneuerbarer Ener-
gien genutzt werden. 
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12. Der Bundesrat hält es für notwendig, bei der Fortschreibung des Programms für 
die Zeit nach 2013 auch Forschung und Entwicklung in dem Bereich der rege-
nerativen Energien in den Blick zu nehmen. Dabei muss insbesondere deren Ef-
fizienz und die Gewährleistung der Versorgungssicherheit bei deren Einsatz in 
den Vordergrund gerückt werden. 
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13. Der Ausschuss für Innere Angelegenheiten und 

der Wirtschaftsausschuss 

empfehlen dem Bundesrat, von der Vorlage gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Kenntnis zu nehmen. 


